
Beschlussvorschlag: 
 
Die Der Stadtrat Stadt Halle (Saale) verabschiedet folgende Resolution. folgt dem Beispiel 
der Städte Cottbus (Brandenburg), Freiberg (Sachsen), Delmenhorst, Salzgitter sowie 
Wilhelmshaven (Niedersachsen) und beauftragt den Oberbürgermeister,  beim Land Sachsen-
Anhalt zu beantragen, Die Landesregierung wird aufgefordert, dass sie dieses von seinem 
ihrem Recht gemäß § 12a Abs. 9 Nr. 2 AufenthG Gebrauch macht und entsprechend dieser 
Regelung eine Rechtsverordnung oder andere landesrechtliche Regelung zur näheren 
Bestimmung des Verfahrens für Zuweisungen und Verpflichtungen nach § 12a Abs. 2 bis 4 
AufenthG, insbesondere den Erlass einer negativen Wohnsitzauflage (Zuzugsbeschränkung) für 
das Stadtgebiet Halle (Saale) gemäß § 12a Abs. 4 und 9 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) befristet 
für vier Jahre ab positiver Entscheidung über den Antrag, erlässt. Hierzu soll ein Antrag an den 
Ministerpräsidenten des LSA sowie das sachsen-anhaltinische Ministerium des Inneren gerichtet 
werden. 
 
 


